
den Parteien in der mündlichen Verhandlung gleich­
zeitig erklärt werden muß. Das Gesetz läßt auch den 
Fall zu, daß eine Partei die Erledigung bereits vorher 
schriftlich anzeigt, während die andere die Erledigung 
im Termin bestätigt. Die (Bestimmung ist wie dazu ge­
schaffen, um in derartigen Fällen Versäumnisurteile zu 
vermeiden, die nur die Kosten betreffen. Bei der Ab­
setzung der Verhandlungsgebühr ist davon ausgegangen 
worden, wie vom Anwalt der Klägerin hätte richtig ver­
fahren werden müssen, um dem Stand der Sache ge­
recht zu werden. Das Ergebnis dieser Erwägungen 
wurde zur Grundlage der Kostenfestsetzung gemacht.

Bei den' abgesetzten Anwaltskosten des zweiten Ter­
mins ist die Benachteiligung des Verklagten noch offen­
sichtlicher, die er durch die volle Erstattung der gegne­
rischen Anwaltsgebühren erfahren würde. Auch zu dem 
in diesem Termin ergangenen zweiten Versäumnis­
urteil hätte es bei richtiger Sächbehandlung nicht kom­
men können. Der Antrag des Vertreters der Klägerin 
auf Erlaß eines Versäumnisurteils wegen der weiteren 
Kosten war auf jeden Fall unstatthaft. Dafür, daß der 
Anwalt nur anwesend war und die Erledigung in der 
Hauptsache erklärte, entstanden keine Kosten, auch 
nicht dafür, daß er die Rücknahme des Widerspruchs 
zur Kenntnis nahm. Um das Entstehen von Anwalts­
kosten auch in tatsächlicher Hinsicht zu rechtfertigen, 
muß sich eine Tätigkeit ergeben, mag sie sich auch nur 
auf den weiteren Fortgang des Verfahrens 'beziehen.

Der Erinnerung der Klägerin gegen den Kostenfest- 
setzungsbeschluß wurde vom Gericht stattgegeben. Es 
machte sich dabei die Ansicht des Anwalts der Klägerin 
zu eigen, „daß der Sekretär im Kostenfestsetzungsver­
fahren nicht das Recht habe, über die sachliche Richtig­
keit gestellter Anträge zu entscheiden“. In Anbetracht 
des geschilderten Sachverhalts ist dies unverständlich. 
Im Gerichtskostenrecht gilt der Grundsatz, daß die­
jenigen Kosten und Auslagen niederzuschlagen sind, die 
bei richtiger Sachbehandlung nicht entstanden wären. 
Man muß aus § 6 GKG einen Analogieschluß für das 
Kostenfestsetzungsverfahren ziehen, daß nämlich auch 
diejenigen Kosten und Auslagen gegenüber einem 
unterlegenen Gegner nicht festgesetzt werden können, 
die durch Stellung richtiger Anträge des Obsiegenden 
und bei richtiger Entscheidung des Gerichts vermieden 
worden wären.

GÜNTHER PFEIFFER,
Sekretär beim Kreisgericht Altentreptow

II
Den Ausführungen P f e i f f e r s ,  die sich über grund­

legende Prinzipien unseres Kostenrechts hinwegsetzen, 
ist mit Entschiedenheit zu widersprechen. Sie laufen 
darauf hinaus, daß Pfeiffer für den Sekretär das Recht 
in Anspruch nimmt, sich — wie ich es gelegentlich 
zweier ähnlich gelagerter Fälle bereits früher formuliert 
habe1 — „zur höheren Instanz über dem Gericht aufzu­
werfen, dessen Kostenurteil er die Durchführung ver­
sagt“. Das tritt besonders klar im Fall des zweiten der 
im Sachverhalt erwähnten Versäumnisurteile in Er­
scheinung: das Gericht ist der Auffassung, daß der Be­
klagte die weiteren Kosten zu tragen habe (die sich in 
der vorliegenden Sache, da keine neue Gerichtsgebühr 
in Frage kam, praktisch auf die Anwaltskosten der 
Klägerin beschränkten) und erläßt eine entsprechende 
Entscheidung; der Sekretär ist der Meinung, daß diese 
Kosten „bei richtiger Prozeßführung sowohl des An­
walts als auch des Gerichts nicht entstanden wären“, 
und verweigert ihre Festsetzung. Mit dieser Entschei­
dung revidiert Pfeiffer, der hier wohl über einen von 
ihm selbst erlassenen Beschluß berichtet, tatsächlich das 
gerichtliche Kostenurteil, obwohl er anfangs selbst 
richtig ausführt, daß der Sekretär im Kostenfest­
setzungsverfahren nicht berechtigt sei, die gerichtliche 
Kostenentscheidung „anzutasten“, und weiter unten 
ebenfalls zutreffend sagt, „daß der Sekretär im Fest­
setzungsverfahren die Kostenentscheidung nicht auf 
ihre Richtigkeit nachprüfen darf“.

Er versucht diesen Widerspruch dadurch zu über­
brücken, daß er meint, eine Nachprüfung der Frage, ob 
bestimmte Kosten „bei richtiger Prozeßführung des An- *
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waits und des Gerichts“ entstanden wären und erstat­
tungsfähig seien, berühre nicht den Inhalt der Kosten- 
entscheddung, sondern erstrecke sich „lediglich auf Pro­
zeßhandlungen bzw. Prozeßvoraussetzungen“. Was soll 
das heißen — und welche gesetzlichen Bestimmungen 
hat Pfeiffer hier im Auge? Prozeßhandlungen und Pro- 
zeßvoraussetzungen sind genau die Tatsachen, deren 
Berechtigung bzw. Vorliegen das Gericht zu prüfen und 
bei der Kostenentscheddung zu berücksichtigen hat, 
nicht der Sekretär. Oder will Pfeiffer sagen, daß, wenn 
das Gericht die Klage, den Einspruch, die Berufung — 
das alles sind Prozeßhandlungen — für begründet hält 
oder wenn es die Prozeßvoraussetzungen (Sachurteils­
voraussetzungen) seiner Zuständigkeit oder der Zu­
lässigkeit des Rechtswegs für gegeben hält und das 
alles sowohl in der Entscheidung zur Hauptsache wie 
in der Kostenentscheidung zum Ausdruck bringt, der 
Sekretär im Kostenfestsetzungsverfahren berechtigt sei, 
etwa die Klage für unbegründet oder den Rechtsweg 
für unzulässig zu erklären und diese Auffassung bei der 
Kostenfestsetzung zugrunde zu legen? Darauf läuft 
seine These hinaus. Der Sekretär mag mit seiner Auf­
fassung sogar recht haben:; das ändert nichts daran, daß 
nicht er, sondern nur die höhere Instanz zur Nach­
prüfung der Begründetheit von Prozeßhandlungen oder 
des Vorliegens der notwendigen Sachurteilsvoraus­
setzungen — und damit zugleich zur Entscheidung der 
Frage, ob das erstinstanzliche Kostenurteil richtig war — 
berufen ist.

Richtig ist es natürlich, wenn Pfeiffer weiter aus­
führt, daß die unterliegende Partei dem Gegner nur die 
zur zweckentsprechenden Prozeßführung notwendig ge­
wesenen Kosten zu erstatten hat (§ 91 Abs. 1 ZPO) — 
aber bei der Anwendung dieser Bestimmung verkennt 
er eben, inwieweit die Zuständigkeit für die Entschei­
dung über die Frage der Notwendigkeit beim Gericht 
liegt und inwieweit bei dem über den Kostenfest- 
setzungsantrag entscheidenden Sekretär. Das Verhältnis 
dieser beiden Zuständigkeiten läßt sich etwa wie folgt 
zusammenfassen: ob die durch eine bestimmte Prozeß­
handlung verursachten Kosten von der Erstattung aus- 
zunehmen sind, weil diese Prozeßhandlung für die 
Durchführung der Sache nicht notwendig war, 
oder weil die Kosten sonst unnötigerweise von 
der obsiegenden Partei verursacht worden sind, 
muß in der Kostenentscheidung selbst zum Ausdruck 
kommen — für diese Entscheidung ist allein das Gericht 
zuständig; ob aber die für diese Prozeßhandlung zur 
Festsetzung angemeldeten Kosten zu deren Durchfüh­
rung auch tatsächlich erforderlich waren, entscheidet 
der Sekretär, wobei er zu beachten hat, daß für die Ge­
bühr eines Anwalts die Frage nach der Notwendigkeit 
gemäß § 91 Abs. 2 nicht zu stellen ist.

Ein Beispiel mag das verdeutlichen: Der Beklagte hat 
durch den — materiell unbegründeten — Einwand der 
örtlichen Unzuständigkeit eine umfangreiche ergebnis­
lose Beweisaufnahme verursacht. Nachträglich bringt 
er Tatsachen vor, aus denen sich ergibt, daß die Klage 
aus Rechtsgründen von vornherein unbegründet war 
und im ersten Termin ohne Beweisaufnahme hätte ab­
gewiesen werden können, wenn der Beklagte diese Tat­
sachen sofort vorgetragen hätte. Hier hat das Gericht 
zu erwägen, ob nicht dem obsiegenden Beklagten ge­
mäß § 96 ZPO — eine Vorschrift, von der unsere Ge­
richte noch lange nicht genügend Gebrauch machen — 
die Kosten des Beweisverfährens auferlegt werden 
müssen. Geschieht das aber nicht, d. h. verurteilt das 
Gericht den Kläger schlechthin zur Kostentragung, so 
ist es nicht Sache des Sekretärs, nunmehr im Kosten­
festsetzungsverfahren die Frage der Notwendigkeit der 
Beweisaufnahme an sich nachzuprüfen und etwa die 
vom Anwalt des Beklagten berechnete Beweis- und 
weitere Verhandlungsgebühr mit der Begründung ab­
zusetzen, daß die Beweisaufnahme zur zweckentspre­
chenden Rechtsverteidigung nicht erforderlich war; da­
mit würde er in1 die Zuständigkeit des Gerichts ein- 
greifen, das seine — wenn auch vielleicht unrichtige — 
gegenteilige Auffassung bereits durch seine Kostenent­
scheidung, d. h. die Nichtanwendung des § 96 ZPO, zum 
Ausdruck gebracht hat. Sache des Sekretärs ist es viel­
mehr zu prüfen, ob die vom Beklagten angemeldeten 
Kosten des Beweisverfährens auch wirklich im Um­
fang der Anmeldung zur zweckentsprechenden Durch-
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